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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung der Heimkehrerstiftung
und zur Finanzierung der Stiftung flir ehemalige politische
Haftlinge (Heimkehrerstiftungsaufhebungsgesetz - HKStAufhG)

A. Problem und Ziel

Mehr als 60 Jahre nach Beendigung des Zweiten Weltkrieges verlieren die
Sonderleistungstatbestande  nach  dem  Heimkehrerstiftungsgesetz  ihre
Rechtfertigung. Sie konnen beendet und die Stiftung aufgehoben werden.
Zugleich sind Nachfolgeregelungen fir die ausgelaufenen gesetzlichen
Festschreibungen der Finanzierung der Leistungen nach dem
Heimkehrerstiftungsgesetz bis zu deren Beendigung und auch der
Unterstutzungsleistungen nach dem Haftlingshilfegesetz bis Ende 2009 geboten.

B. Lésung

Aufhebung der Heimkehrerstiftung zum 31. Dezember 2007 und Ubertragung der
Zustandigkeit fur die Gewahrung von Unterstitzungsleistungen und
Rentenzusatzleistungen nach dem Heimkehrerstiftungsgesetz bis zum 31.
Dezember 2009 auf das Bundesverwaltungsamt; Regelung der Finanzierung der
weiteren  Leistungen nach dem Heimkehrerstiftungsgesetz und der
Unterstitzungsleistungen nach dem Haftlingshilfegesetz bis Ende 2009.

C. Alternativen

Keine.
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D. Finanzielle Auswirkungen

1. Haushaltsausgaben des Bundes ohne Vollzugsaufwand entstehen weiterhin

in Hohe der Zweckmittel far die Durchfiihrung des
Heimkehrerstiftungsgesetzes und des Haftlingshilfegesetzes, namlich far
Unterstitzungs- und Rentenzusatzleistungen.

Fur die Gewahrung von  Unterstitzungsleistungen nach dem
Heimkehrerstiftungsgesetz sind in den Jahren 2007 bis 2009 weiterhin jeweils
1,534 Mio. Euro bereitzustellen, fur die Rentenzusatzleistungen
voraussichtlich 4 Mio. Euro im Jahr 2007, 3,65 Mio. Euro im Jahr 2008 und
3,15 Mio. Euro im Jahr 2009. Durch die Beendigung der Leistungen zum 31.
Dezember 2009 wird der Bundeshaushalt ab dem Jahr 2009 entsprechend
entlastet.

Fur die Gewahrung von  Unterstitzungsleistungen nach dem
Haftlingshilfegesetz sind in den Jahren 2007 bis 2009 weiterhin jeweils 767
000 Euro bereitzustellen.

Vollzugsaufwand entsteht weiterhin in Hohe der durch die Aufgabenerfiullung
entstehenden Verwaltungskosten. Bei der Heimkehrerstiftung fallen fur das
Jahr 2007 Verwaltungskosten in Hohe von ca. 1,088 Mio. Euro an. Die
Aufhebung der Heimkehrerstiftung wird wegen der beabsichtigten
Weiterbeschaftigung des Personals durch den Bund nur zu einer Entlastung
des Bundeshaushaltes in Héhe von rd. 33 000 Euro ab 2008 fuhren.

Bei der Stiftung fir ehemalige politische Haftlinge fallen voraussichtlich
Verwaltungskosten in Hohe von 806 000 Euro im Jahr 2007, 822 000 Euro im
Jahr 2008 und 838 000 Euro im Jahr 2009 an.

E. Sonstige Kosten

Kosten fur die Wirtschatft, fir soziale Sicherungssysteme oder Auswirkungen auf
das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu
erwarten.

F. Ergebnis der Burokratiekostenmessung

Das Gesetz verursacht keine Burokratiekosten.
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Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung der Heimkehrerstiftung
und zur Finanzierung der Stiftung flir ehemalige politische
Haftlinge (Heimkehrerstiftungsaufhebungsgesetz - HKStAufhG)

Bundesrepublik Deutschland Berlin, den 5. Januar 2007
Die Bundeskanzlerin

An den

Préasidenten des Bundesrates
Herrn Ministerprasidenten

Dr. Harald Ringstorff

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit Gbersende ich gemaf Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von der
Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung der Heimkehrerstiftung
und zur Finanzierung der Stiftung fir ehemalige politische Haftlinge
(Heimkehrerstiftungsaufhebungsgesetz - HKStAufhG)

mit Begriindung und Vorblatt.

Federfihrend ist das Bundesministerium des Innern.

Mit freundlichen GriRRen
Dr. Angela Merkel

Fristablauf: 16.02.07
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Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung der Heimkehrerstiftung und zur Finanzierung
der Stiftung fur ehemalige politische Haftlinge (Heimkehrerstiftungsaufhebungsgesetz -
HKStAufhG)

vom...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung des Gesetzes tiber die Heimkehrerstiftung

Das Gesetz ber die Heimkehrerstiftung vom 21. Dezember 1992 (BGBI | S. 2094, 2101),
zuletzt geéndert durch Artikel 60 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003 (BGBI. | S. 3022),
wird wie folgt geandert:

1. Dem 8 1 wird folgender Absatz 4 angefligt:

,Die Stiftung wird mit Ablauf des 31. Dezember 2007 aufgehoben. Danach ist das
Bundesverwaltungsamt fiir die Durchfiihrung dieses Gesetzes zustandig.*

2. § 2 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Worter ,,Von der Stiftung* durch die Worter ,,Nach
diesem Gesetz* ersetzt.
b) In Absatz 5 werden die Worter ,,durch die Stiftung™ gestrichen.

3. § 3 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,,Die Stiftung* durch die Worter ,,Das
Bundesverwaltungsamt* ersetzt.
b) Absatz 2 wird wie folgt geéndert:
aa) In Satz 1 werden die Worter ,,die Stiftung® durch die Woérter ,,das Bun-
desverwaltungsamt* ersetzt.
bb)  In Satz 4 werden die Worter ,,8 6 Abs. 4 zu erlassenden Richtlinien*
durch die Worter ,,8 10 zu erlassenden allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften ersetzt.
C) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worter ,,die Stiftung” durch die Worter ,,das
Bundesverwaltungsamt* ersetzt.
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d) In Absatz 4 werden die Worter ,,Die Stiftung* durch die Worter ,,Das Bundes-
verwaltungsamt* ersetzt.

e) Nach Absatz 6 werden folgende Absétze 7 und 8 angefugt:
»(7) Antrédge auf Gewahrung von Leistungen nach Absatz 1 bis 3 kénnen bis
zum ... (einfugen: Datum des Kabinettbeschlusses) gestellt werden.
(8) Bewilligungsbescheide tber Leistungen nach Absatz 2 und 3 werden mit
Ablauf des 31. Dezember 2009 unwirksam.*

4. § 4 wird wie folgt gefasst:

»84 Finanzierung

(1) Fir Leistungen nach § 3 Abs. 1 werden in den Jahren 2007 bis 2009 jeweils 1 534
000 Euro bereitgestellt. Hierfiir kdnnen darlber hinaus die der Stiftung fur diese Zwe-
cke noch zur Verfugung stehenden Mittel aus dem Stammkapital, aus Rickflissen von
Darlehen, die die Stiftung nach 8 46 Abs. 2 des bis zum 31. Dezember 1992 geltenden
Kriegsgefangenenentschadigungsgesetzes gewéhrt hat, und aus den jahrlichen Ertrag-
nissen sowie Zuwendungen von dritter Seite verwendet werden.

(2) Fur Leistungen nach 8 3 Abs. 2 und 3 werden die Rickflisse (Zins- und Til-
gungsbetrage) abzuglich Verwaltungskosten aus Darlehen, die nach Abschnitt 11 in der
bis zum 31. Dezember 1978 geltenden Fassung des Kriegsgefangenenentschadigungs-
gesetzes gewahrt worden sind, zur Verfugung gestellt. Die hierfir in den Jahren 2007
bis 2009 dartiber hinaus erforderlichen Mittel werden vom Bund zur Verfligung ge-
stellt.

(3) Die Verwaltungskosten der Stiftung tragt der Bund.

(4) Die Stiftung ist berechtigt, Zuwendungen von dritter Seite anzunehmen.*

5. Die 88 5 bis 9 werden aufgehoben.

6. § 10 wird wie folgt gefasst:

»,Das Bundesministerium des Innern erlasst allgemeine Verwaltungsvorschriften zur
Ausfuhrung dieses Gesetzes durch das Bundesverwaltungsamt.*

7. § 11 wird aufgehoben.

8. Nach § 11 wird folgender § 12 angefiigt:

,,Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2010 auRer Kraft.“
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Artikel 2
Anderung des Héaftlingshilfegesetzes

8 16 des Héftlingshilfegesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1993 (BGBI.
| S. 838), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. August 2001 (BGBI. | S. 2144)
geédndert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»8 16 Finanzierung

(1) Fur die Erfallung ihrer Aufgaben nach § 18 kann die Stiftung die ihr fur diese Zwecke
noch zur Verfugung stehenden Mittel aus dem Stammkapital und aus den jahrlichen Ertrég-
nissen sowie Zuwendungen von dritter Seite verwenden. Dartiber hinaus werden ihr hierfur in
den Jahren 2007 bis 2009 jeweils 767 000 Euro aus dem Bundeshaushalt zur Verfiigung ge-
stellt. Einlagen in das Stiftungsvermdégen sind zulassig.

(2) Die Verwaltungskosten der Stiftung tragt der Bund.

(3) Die Stiftung ist berechtigt, Zuwendungen von dritter Seite anzunehmen.*

Artikel 3
Aufhebung des Kriegsfolgenbereinigungsgesetzes

Das Kriegsfolgenbereinigungsgesetz vom 21. Dezember 1992 (BGBI. | S. 2094) wird aufge-
hoben.

Artikel 4
Aufhebung des Gesetzes Uber Finanzhilfen des Bundes gemal Art. 104a Abs. 4 GG flr
Investitionen zur vorlaufigen Unterbringung von Aussiedlern und Ubersiedlern

Das Gesetz uber Finanzhilfen des Bundes geméald Art. 104a Abs. 4 GG fir Investitionen zur
vorlaufigen Unterbringung von Aussiedlern und Ubersiedlern vom 5. Juli 1990 (BGBI. I S.
1347) wird aufgehoben.

Artikel 5
Inkrafttreten

Artikel 1 Nr. 2, Nr. 3 Buchstaben a bis d, Nr. 5, Nr. 6 sowie Nr. 7 treten am 1. Januar 2008 in
Kraft. Artikel 3 tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. Das Gesetz im Ubrigen tritt am Tag nach der
Verklindung in Kraft.
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Begriindung

A Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und wesentlicher Inhalt

1. Heimkehrerstiftungsgesetz

Nach dem Heimkehrerstiftungsgesetz (HKStG) kann die Heimkehrerstiftung ehemaligen
Kriegsgefangenen und Geltungskriegsgefangenen auf Antrag Unterstitzungsleistungen zur
Linderung einer Notlage gewahren. Aullerdem kann sie an ehemalige Kriegsgefangene Leis-
tungen zur Minderung von Nachteilen in der gesetzlichen Rentenversicherung und an deren
uberlebende Ehegatten Leistungen zur Minderung von Nachteilen in der gesetzlichen Hinter-
bliebenenversorgung (Rentenzusatzleistungen) gewahren. Ein Rechtsanspruch auf diese Leis-
tungen besteht nicht.

Der Bundesrechungshof ist in seiner Prifmitteilung vom 12. August 1997 (11 2-3829/96) nach
Prifung der Heimkehrerstiftung zu dem Ergebnis gekommen, dass sich der Stiftungszweck,
die wirtschaftliche und soziale Forderung ehemaliger Kriegsgefangener und Geltungskriegs-
gefangener sowie deren hinterbliebener Ehegatten ,,im wesentlichen erledigt” habe (Prifmit-
teilung S. 48). Inzwischen sei grundsétzlich auszuschlieRen, dass ehemalige Kriegsgefangene
wegen des erlittenen Gewahrsams heute noch wirtschaftlich und sozial spirbar benachteiligt
seien. Vielmehr entsprachen heute feststellbare wirtschaftliche oder soziale Notlagen regel-
maRig dem allgemeinen Lebensrisiko. Sozialpolitische Sonderleistungstatbestdnde dieser Art
seien daher — auch unter Beriicksichtigung des Beitritts — mit Blick auf die Opportunitétskos-
ten ,,nicht weiter vertretbar” (Prufmitteilung S. 50). Deshalb regte der Bundesrechnungshof
die Aufhebung der Stiftung oder ihre Ausgliederung aus der Verantwortung des Bundes an
(aa0).

Die Bundesregierung hélt diese Auffassung — jedenfalls unter Berlcksichtigung der seit der
Prafmitteilung verstrichenen Zeit — fur iberzeugend. Bereits in der Begriindung zu ihrem
Entwurf eines Kriegsfolgenbereinigungsgesetzes hatte sie ausgefihrt, das mit Wirkung vom
1. Januar 1993 auller Kraft getretene KgfEG gehore zu den Kriegsfolgengesetzen, die ihren
Zweck weitgehend erflllt hatten (vgl. Drs. 12/3212, S. 21). Die (partielle) Fortsetzung des IlI.
Abschnitts des aufgehobenen KgfEG (Vorschriften tber die Heimkehrerstiftung sowie deren
Leistungsgewahrung) durch das zum 1. Januar 1993 in Kraft getretene HKStG erfolgte vor
allem mit Blick auf sozial bedurftige Personen in den neuen Landern, welche wegen Ablaufes
der Antragsfristen des mit MalRgaben auf die neuen L&nder ubergeleiteten KgfEG keine
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Kriegsgefangenenentschadigung erhalten konnten. Dabei wurde von der Notwendigkeit einer
Leistungsgewahrung noch ,,etwa bis zum Jahre 2005“ ausgegangen (a.a.O., S. 21 und S. 31).

Die Leistungen nach dem HKStG sollen nunmehr mit einer angemessenen Auslauffrist bis
zum 31. Dezember 2009 abgeschlossen werden. Fir die Ende 2005 ausgelaufene gesetzliche
Finanzierungsregelung wird eine Anschlussregelung bis zum Zeitpunkt der Leistungsbeendi-
gung getroffen.

Die weitere Leistungsgewahrung soll allerdings nur bis Ende 2007 durch die Heimkehrerstif-
tung erfolgen. Ab 2008 soll sie dem Bundesverwaltungsamt (bertragen werden. Denn aus
demographischen Griinden ist die Reprasentation der Betroffenen in den Stiftungsgremien
praktisch kaum mehr zu verwirklichen. AulRerdem belastet die Leistungsgewahrung durch die
Stiftung den Bundeshaushalt mit vermeidbaren séchlichen Verwaltungskosten (Ausgaben fir
Fachbeirate und Ausschisse).

Deshalb wird die Heimkehrerstiftung zum 31. Dezember 2007 aufgehoben und die Zustén-
digkeit fur die Durchfiihrung dieses Gesetzes auf das Bundesverwaltungsamt ubertragen. Das
Stiftungspersonal soll vom Bund Gibernommen werden.

2. Haftlingshilfegesetz

Die Stiftung fir ehemalige politische Haftlinge ist neben der ihr zusétzlich lbertragenen Auf-
gabe der Gewahrung von Unterstiitzungsleistungen nach dem Strafrechtlichen Rehabilitie-
rungsgesetz vorrangig zustandig fur die Gewéhrung von Unterstiitzungsleistungen nach dem
Héftlingshilfegesetz (HHG). Die Leistungen nach dem HHG und dem StrRehaG sollen fort-
gesetzt werden. Wie im HKStG ist auch die Finanzierungsregelung fur die Unterstiitzungs-
leistungen nach dem HHG Ende 2005 ausgelaufen. Fir die weitere Gewadhrung von Unter-
stutzungsleistungen wird eine Anschlussregelung getroffen.

1. Gesetzgebungskompetenz des Bundes

Die ausschlieBliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Art. 73 Abs. 1 Nr.
13 des Grundgesetzes (die Versorgung der Kriegsbeschadigten und Kriegshinterbliebenen und
die Firsorge fur die ehemaligen Kriegsgefangenen). Das Heimkehrerstiftungsgesetz regelt die
Gewahrung von Leistungen insbesondere an ehemalige Kriegsgefangene durch die Heimkeh-
rerstiftung. Das Héftlingshilfegesetz regelt die Gewahrung von Unterstiitzungsleistungen ins-
besondere an Personen, die nach Besetzung ihres Aufenthaltsortes oder nach dem 8. Mai 1945
aus politischen Griinden in Gewahrsam genommen wurden. Da die Fursorge fur ehemalige
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Kriegsgefangene auch Zivilinternierte mitumfasst, unterfallen beide Gesetze und damit auch
deren Abanderung diesem Kompetenztitel.

I11.  Gesetzesfolgen

1. Kosten fir die 6ffentlichen Haushalte

Angesichts dessen, dass Heimkehrerstiftungsgesetz und Haftlingshilfegesetz die Mittelzuwei-
sungen an die Stiftungen bisher nur bis Ende 2005 festschreiben, werden neue Finanzierungs-
regelungen getroffen, die die fur die Durchfuhrung der Aufgaben nach diesen Gesetzen be-
reitzustellenden Mittel abschlieRend regeln.

a. Heimkehrerstiftungsgesetz

Die Unterstitzungsleistungen nach § 3 des Heimkehrerstiftungsgesetzes sollen zum 31. De-
zember 2009 eingestellt werden. Bis zu diesem Zeitpunkt sind deshalb Zweckmittel fir die
Gewadhrung solcher Leistungen bereitzustellen — ungeachtet der Tatsache, dass ein Rechtsan-
spruch auf diese Leistungen nicht besteht.

Fur die Gewahrung von Notfallunterstiitzungsleistungen standen nach der ausgelaufenen ge-
setzlichen Finanzierungsregelung seit 2001 bis 2005 jahrlich 3 Millionen DM (knapp
1.534.000 €) zur Verfugung. Daneben wurden regelmaRig zusatzliche Mittel aus dem Bun-
deshaushalt bereitgestellt. Im Jahr 2001 wurde das Stiftungskapital um 2.556.459 € aufge-
stockt, im Jahr 2002 um weitere 1 Mio. €. In den Folgejahren wurden tberplanmaiige Mittel
zur Verfligung gestellt (2003: 202.000 €, 2004: 800.000 €, 2005: 729.000 €). Die Neurege-
lung soll nunmehr das bis zur Leistungsbeendigung zur Verfligung stehende Finanzvolumen
unter Berlcksichtigung des absehbaren Finanzbedarfes abschliefend festlegen. Damit soll
vermieden werden, dass auch kinftig regelmaRig tberplanmaRige Mittel bereitgestellt werden
mussen. Eventueller, nicht vorhergesehener Mehrbedarf ist von der Heimkehrerstiftung aus-
zugleichen, indem die zur Verfugung stehenden Mittel an die am starksten Bedurftigen ver-
teilt werden oder die Bewilligungshohe reduziert wird.

Bei der Festlegung des Bedarfes ist zu berticksichtigen, wie viele Antrdge bis zur Leistungs-
beendigung noch zu bescheiden sind. Antragsstichtag wird das Datum des Kabinettsbeschlus-
ses. Mit diesem ist im Dezember 2006 zu rechnen. Aus dem Jahr 2005 wurden noch 14.260
offene Antrége in das Jahr 2006 Gibernommen. Fur das Jahr 2006 rechnet die Heimkehrerstif-
tung mit einem Antragseingang von ca. 8.000, so dass aus 2006 voraussichtlich insgesamt
22.260 Antrage zu bearbeiten sind.
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Der Stiftung selbst stehen hierfur nach Aufzehrung des Stiftungsvermdgens (Stammkapital
zum 31.12.2005: 85,32 €), aus dem somit auch keine nennenswerten Ertragnisse mehr erzielt
werden kdnnen, nur noch geringfugige Mittel aus Riickfliissen von Darlehen, die die Stiftung
nach 846 Abs. 2 des bis zum 31. Dezember 1992 geltenden Kriegsgefangenenentschédi-
gungsgesetzes gewéhrt hat, zur Verfiigung. Dies waren noch 100.795,95 DM im Jahr 2001,
39.230,02 € im Jahr 2002, 7701,87 € im Jahr 2003. 4.423,17 € im Jahr 2004 und 2812,11 € im
Jahr 2005. Im Jahr 2006 sind nicht mehr als 2000,- € und in den Folgejahren noch geringere
Betrage zu erwarten. Hiervon koénnen bei einer durchschnittlichen Bewilligungshéhe von
500,- € hochstens vier Antrage bewilligt werden. Auch Zuwendungen von dritter Seite kon-
nen fir die Gewadhrung von Unterstiitzungsleistungen verwendet werden. Die vermischten
Einnahmen der Stiftung, die Spenden u.d. umfassen, betrugen 1086,40 DM im Jahr 2001,
92,99 € im Jahr 2002, 138,68 € in 2003, 1.494 € im Jahr 2004 und 1.839,16 € in 2005. Hierbei
handelt es sich folglich regelm&Big um geringfugige Betrdge, mit deren Einnahme zudem
nicht fest gerechnet werden kann. Der weitere Bedarf kann nur aus Bundesmitteln gedeckt
werden.

Im Haushalt 2006 wurden 1,534 Mio. € flr Unterstiitzungsleistungen bereitgestellt. Bei Be-
reitstellung des gleichen Betrages in den Jahren 2007 bis 2009 stlinden insgesamt noch 6,136
Mio. € fur die Leistungsabwicklung zur Verfiigung. Bei einer durchschnittlichen Bewilli-
gungshohe von 500,- € kénnten hiervon 12.272 Antrdge positiv beschieden werden. Dies ent-
spricht einer Bewilligungsquote von rund 55 %. Bisher lag diese bei 65 %. VVor dem Hinter-
grund, dass ein Rechtsanspruch auf Leistung nicht besteht, erscheint die erzielbare niedrigere
Quote ausreichend. Im Ubrigen kann diese durch eine Reduzierung der Bewilligungshohe
gesteigert werden. So kann die Leistungsabwicklung mit den in der Finanzplanung fur die
Jahre 2007 bis 2009 bereits vorgesehenen Betrédgen durchgefiihrt werden.

Fur die Gewéhrung von Rentenzusatzleistungen stehen der Stiftung die Rickflisse (Zins- und
Tilgungsbetrage) abzilglich Verwaltungskosten aus Darlehen, die nach Abschnitt Il in der bis
zum 31. Dezember 1978 geltenden Fassung des Kriegsgefangenenentschadigungsgsetzes ge-
wéhrt worden sind, zur Verfugung. Diese beliefen sich im Jahr 2001 auf 96.962,55 DM, im
Jahr 2002 auf 22.615,23 €, im Jahr 2003 auf 34.334,47 €, im Jahr 2004 auf 31.045,16 € und
2005 auf 29.670,64 €. Im Jahr 2006 sind circa 23.000 € und in den Folgejahren weiter sinken-
de Betrage zu erwarten. Die daruber hinaus erforderlichen Mittel werden wie in der Vergan-
genheit vom Bund zur Verfugung gestellt. Voraussichtlich werden hierfur 4 Mio. € im Jahr
2007, 3,65 Mio. € im Jahr 2008 und 3,15 Mio. € im Jahr 2009 benétigt. In der Finanzplanung
fiir diese Jahre sind entsprechende Betrége bereits vorgesehen.

Durch die Beendigung der Unterstlitzungs- und Rentenzusatzleistungen zum 31. Dezember
2009 wird der Bundeshaushalt ab 2010 um entsprechende Zweckmittel entlastet.
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Neben der Bereitstellung von Zweckmitteln sind — angesichts des erschopften Stiftungskapi-
tals — auch die Verwaltungskosten der Heimkehrerstiftung bis zu deren Aufhebung Ende 2007
aus dem Bundeshaushalt zu tragen. Fiir das Jahr 2007 fallen VVerwaltungskosten in Hohe von
1.088.000 € an, hiervon 929.000 € an Personalkosten und 159.000 € an séchlichen Verwal-
tungskosten. Die Aufhebung der Heimkehrerstiftung wird nicht zu einer Entlastung des Bun-
deshaushaltes ab 2008 um deren Personal- und Sachkosten fiihren, sofern die Ubernahme des
Stiftungspersonals durch den Bund erfolgen sollte. Unmittelbar weg fallen allerdings von den
sachlichen Verwaltungskosten die Kosten fiir Fachbeirdte und Ausschusse, die sich im Jahr
2005 auf 32.620,33 € beliefen.

b. Haftlingshilfegesetz

Die Stiftung fir ehemalige politische Hé&ftlinge soll weiter Unterstutzungsleistungen nach §
18 HHG gewéhren. Deshalb sind Mittel hierfir bereitzustellen — ungeachtet der Tatsache,
dass ein Rechtsanspruch auf diese Unterstiitzungsleistungen nicht besteht.

Nach der ausgelaufenen gesetzlichen Finanzierungsregelung wurden der Stiftung fiir ehemali-
ge politische Héftlinge in den Jahren 2000 bis 2005 jahrlich 1,5 Mio. DM (knapp 767.000 €)
aus dem Bundeshaushalt fiir Unterstiitzungsleistungen nach § 18 HHG zur Verfiigung gestellt.
Diese Mittel haben seit Jahren nie ausgereicht. Im Jahr 2001 wurde das Stiftungskapital um
2.556.459 Mio. € und im Jahr 2002 um 1 Mio. € aufgestockt. Im Jahr 2002 und den Folgejah-
ren wurden regelmélig tberplanméBige Mittel zur Verfugung gestellt, die den gesetzlich ga-
rantierten Betrag erheblich Gberstiegen (2002: 0,6 Mio. €; 2003: 1 Mio. €; 2004: 2,7 Mio. €,
2005: 2 Mio. €).

Auch in Zukunft wird der Mittelbedarf der Stiftung fir die Gewahrung von Unterstiitzungs-
leistungen nach dem Haftlingshilfegesetz 767.000 € im Jahr erheblich tbersteigen. Hierbei
sind der Antragsbestand sowie die voraussichtliche Entwicklung der Antragseingange zu be-
ricksichtigen. Aus den Jahren 2001 bis 2005 wurden 1562 Antrége in das Jahr 2006 Uber-
nommen. Fur das Jahr 2006 ist angesichts eines Antragseinganges von 2257 bis Ende Oktober
mit insgesamt circa 2700 Antragen zu rechnen. Dies liegt erheblich Gber den Antragszahlen
der Vorjahre. Die letzte Antragsspitze brachte das Jahr 2002 mit 4581 Antrdagen. Im Jahr 2003
waren es 1387, im Jahr 2004 nur 894 und im Jahr 2005 wieder 1874 Antrage. Der durch-
schnittliche Antragseingang dieser Jahre, in denen ein Spitzenjahr mitenthalten ist, lag bei
rund 2200 Antragen. Hiermit kann auch fir die Jahre 2007 bis 2009 gerechnet werden. Aus-
gehend von einem Antragsuberhang von 1562 Antrdgen zum 31. Dezember 2005, 2700 An-
tragseingangen im Jahr 2006 sowie durchschnittlich 2200 Antragseingangen in den Jahren
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2007 bis 2009, hat die Stiftung fir den Zeitraum 2006 bis Ende 2009 voraussichtlich tber
insgesamt 10.862 Unterstutzungsantrage zu entscheiden.

Der Stiftung selbst stehen hierfur das restliche Stammkapital (zum 31. Dezember 2005:
876.512,99 €) sowie die jahrlichen Ertragnisse hieraus (2005: 7003,24 €) zur Verfiigung.
Auch Zuwendungen von dritter Seite konnen fiir Unterstiitzungsleistungen verwendet werden.
Die vermischten Einnahmen der Stiftung, die Spenden u.d. umfassen, beliefen sich im Jahr
2001 auf 1097,32 DM, in 2002 auf 2811,24 €, 2003 auf 1019,02 €, 2004 auf 942,88 € und im
Jahr 2005 auf 387,40 €. Es handelt sich folglich regelmaRig um geringfugige Betrége, die
zudem nicht fest einkalkuliert werden konnen. Einen erheblichen Teil des verbliebenen
Stammkapitals wird die Stiftung in 2006 zur Deckung ihrer Verwaltungskosten in Hohe von
rund 736.000 € aufwenden missen. Danach verbleiben aus dem Stammkapital noch rund
141.000 €, die zur Gewahrung von Unterstiitzungsleistungen verwendet werden kénnen.

Bei jahrlicher Bereitstellung von 767.000 € aus Bundesmitteln stehen damit fur die Jahre
2007 bis 2009 insgesamt 2,442 Mio. € zur Verfugung. Hiermit kdnnen unter Zugrundelegung
der durchschnittlichen Bewilligungshohe von 928 € im ersten Halbjahr 2006 rund 2631 An-
trage positiv beschieden werden. Dies entspricht bei 10.862 Antrdgen einer Bewilligungsquo-
te von rund 24 %. In den ersten sechs Monaten des Jahres 2006 lag die Bewilligungsquote
noch bei 72 %. Eine Erh6hung des gesetzlich garantierten Betrages ist jedoch nicht mdglich,
da die Finanzierung der Stiftung im Rahmen der zur Verfugung stehenden Haushaltsmittel
erfolgen muss. In der Finanzplanung fur die Jahre 2007 bis 2009 sind als jahrliche Zuschiisse
an die Stiftung jeweils 1,573 Mio. €, davon 767.000 € fur Unterstiitzungsleistungen sowie
806.000 € fir Verwaltungsausgaben, vorgesehen. Da ein Rechtsanspruch auf Leistung nicht
besteht und die Leistungsgewéhrung unter dem Vorbehalt verfiigbarer Finanzmittel steht, er-
scheint dies als Regelung der Mindestausstattung der Stiftung fiir die Gewahrung von Unter-
stiitzungsleistungen nach dem Hafltingshilfegesetz hinnehmbar. Im Ubrigen bleibt die Mog-
lichkeit unberthrt, im Rahmen der jahrlichen Haushaltsverhandlungen tber den gesetzlich
garantierten Bundeszuschuss hinauszugehen. Es wird ausdriicklich klargestellt, dass auch (zu-
sétzliche) Einlagen in das Stiftungsvermdgen zuldssig sind.

Allerdings ist nach Angaben der Stiftung mit einem Anstieg der Verwaltungskosten zu rech-
nen. Diese werden voraussichtlich noch 806.000 € im Jahr 2007, aber im Jahr 2008 bereits
822.000 und im Jahr 2009 sodann 838.000 € betragen, wobei darin auch die Verwaltungskos-
ten flr die Durchfiihrung des 8 18 des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes enthalten
sind. Die Mehrbetrége gegeniiber der Finanzplanung in H6he von 16.000 € im Jahr 2008 so-
wie 22.000 € im Jahr 2009 kénnen im Rahmen des Haushaltstitels fir Eingliederungshilfen
und Unterstltzungsleistungen (Kapitel 0640, Titel 681 12) erwirtschaftet werden.
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2. Sonstige Kosten

Der Wirtschaft entstehen durch die Ausfiihrung dieses Gesetzes keine Kosten. Auswirkungen
auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht
zu erwarten.

3. Bilrokratiekostenmessung

Durch das Gesetz werden keine Informationspflichten fur Wirtschaft, Verwaltung oder Blrger
geschaffen. Die de lege lata fur Birger bestehende Moglichkeit der Antragstellung auf Notfal-
lunterstutzungs- und Rentenzusatzleistungen nach dem Heimkehrerstiftungsgesetz wird im
Gegenteil mit einem Antragsstichtag zum Abschluss gebracht.

4. Gender Mainstreaming

Die gleichstellungspolitischen Auswirkungen wurden geméalR § 2 des Bundesgleichstellungs-
gesetzes und § 2 der Gemeinsamen Geschéftsordnung der Bundesministerien anhand der Ar-
beitshilfe des Bundesministeriums fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend ,,Gender
Mainstreaming bei der Vorbereitung von Rechtsvorschriften® Gberpruft. Von der durch den
Gesetzentwurf bezweckten Abwicklung der Unterstlitzungsleistungen nach dem Heimkehrer-
stiftungsgesetz sowie abschlieBenden Finanzierungsregelung fur den Abwicklungszeitraum
und die neue Finanzierungsregelung fir Unterstiitzungsleistungen nach dem Haftlingshilfege-
setz sind Méanner und Frauen gleichermalen betroffen. Tatsdchlich wirkt sich die Beendigung
der Rentenzusatzleistungen und die damit verbundene finanzielle EinbuBe fiir Frauen
schwerwiegender aus, da die hier betroffenen Witwen ehemaliger Kriegsgefangener regelma-
Rig ein geringeres Renteneinkommen haben als die mannlichen ehemaligen Kriegsgefange-
nen. Diese Schlechterstellung, die sich hier mittelbar auswirkt, resultiert jedoch unmittelbar
aus dem allgemeinen Rentensystem.

5. Rechtsbereinigung

Durch das Gesetz wird parallel zum AuRerkrafttreten des Heimkehrerstiftungsgesetzes das
damit obsolet werdende Kriegsfolgenbereinigungsgesetz aufgehoben. Zusétzlich wird das
vollstandig abgewickelte Gesetz tber Finanzhilfen des Bundes gemdalRl Art. 104a Abs. 4 GG
fir Investitionen zur vorlaufigen Unterbringung von Aussiedlern und Ubersiedlern aufgeho-
ben. Damit wird das Bundesrecht um zwei Gesetze bereinigt.

B. Besonderer Teil
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Zu Artikel 1
Zu Nummer 1

Die Bestimmung regelt die Aufhebung der Heimkehrerstiftung mit Ablauf des 31. Dezember
2007. Im Hinblick darauf, dass die Leistungen nach dem Heimkehrerstiftungsgesetz bis Ende
2009 erbracht werden sollen, geht die Zustandigkeit zur Erfillung der Stiftungsaufgaben mit
Aufhebung der Stiftung auf das Bundesverwaltungsamt tber.

Zu Nummer 2

Anpassung des geltenden Rechts unter Beriicksichtigung des Zustandigkeitsubergangs auf das
Bundesverwaltungsamt.

Zu Nummer 3
Zu Buchstaben a bis d

Redaktionelle Anpassung des geltenden Rechts unter Beriicksichtigung des Zustandigkeits-
Ubergangs auf das Bundesverwaltungsamt.

Zu Buchstabe e

Mit dem neuen Absatz 7 wird der Tag des Kabinettbeschlusses als Antragsstichtag fiir die
Beantragung von Leistungen nach dem Heimkehrerstiftungsgesetz festgesetzt. Ab diesem Tag
kann nicht mehr auf den Fortbestand der bisherigen Rechtslage vertraut werden. Dementspre-
chend durfen auch die in der Regel unbefristet bewilligten Rentenzusatzleistungen eingestellt
werden. Um diese abzuschliel3en, bestimmt der neue Absatz 8, dass die erteilten Bewilli-
gungsbescheide Uber Rentenzusatzleistungen mit Ablauf des 31. Dezember 2009 unwirksam
werden.

Zu Nummer 4

Die Finanzierung der Durchfiuhrung des Heimkehrerstiftungsgesetzes wird abschliefend neu
geregelt.

Fur die Gewéhrung von Unterstltzungsleistungen zur Linderung einer Notlage werden der
Stiftung in den Jahren 2007 bis 2009 wie nach der 2005 ausgelaufenen Finanzierungsregel-
gung weiterhin jeweils 1,534 Mio. € zur Verfugung gestellt. Hierfur stehen ihr dartber hinaus
weiterhin das restliche Stammkapital und jéhrliche Ertragnisse zur Verfligung sowie Riick-
flusse von Darlehen, die die Stiftung nach 8 46 Abs. 2 des bis zum 31. Dezember 1992 gel-
tenden Kriegsgefangenenentschadigungsgesetzes gewahrt hat. AulRerdem kann sie Zuwen-
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dungen von dritter Seite fur die Gewahrung von Unterstutzungsleistungen zur Linderung einer
Notlage zu verwenden. Weitere Mittel fir Unterstiitzungsleistungen werden vom Bund nicht
bereitgestellt.

Fur die Gewdhrung von Rentenzusatzleistungen werden die neben den Ruckflissen aus Dar-
lehen, die nach Abschnitt 11 in der bis zum 31. Dezember 1978 geltenden Fassung des Kriegs-
gefangenenentschéadigungsgesetzes gewéhrt worden sind, erforderlichen Mittel aus dem Bun-
deshaushalt bereitgestellt.

Die Verwaltungskosten der Stiftung werden bis zu ihrer Aufhebung vollstdéndig vom Bund
getragen.

Zu Nummer 5
Die nach Aufhebung der Stiftung tberfliissigen Bestimmungen werden aufgehoben.
Zu Nummer 6

Das Bundesministerium des Innern wird verpflichtet, allgemeine Verwaltungsvorschriften zur
Ausfihrung dieses Gesetzes durch das Bundesverwaltungsamt zu erlassen. Dies soll — ange-
sichts der beschlossenen Auflésung des Bundesverbandes — im Benehmen mit einem gemein-
samen Vertreter der auf Landesebene tatigen Verb&nde der Heimkehrer, Kriegsgefangenen
und Vermisstenangehdrigen sowie unter Berlicksichtigung der vom Stiftungsrat zur Leis-
tungsgewéhrung erlassenen Richtlinien und der Verwaltungspraxis der Stiftung erfolgen. Es
sind insbesondere die Einkommensgruppen, nach denen sich die Hohe der Leistungen nach §
3 Abs. 2 und 3 bestimmt, festzulegen.

Zu Nummer 7

Durch die Aufhebung der Stiftung wird sich der in der aufzuhebenden Bestimmung geregelte
Ubergang des Stiftungsvermogens auf den Bund mit Ablauf des 31. Dezember 2007 vollzo-
gen haben. Damit wird die Vorschrift obsolet und kann am 1. Januar 2008 aufgehoben wer-
den.

Zu Nummer 8
Die fir Unterstiitzungsleistungen zur Linderung einer Notlage zur Verfligung stehenden Mit-

tel sollen bis zum 31. Dezember 2009 ausgekehrt werden. Sobald mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2009 die Bewilligungsbescheide tber die Gewahrung von Rentenzusatzleistungen un-
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wirksam werden, wird die Leistungsgewéahrung nach dem Heimkehrerstiftungsgesetz beendet
sein. Es wird dann nicht mehr benétigt und kann am 1. Januar 2010 aufRer Kraft treten.

Zu Artikel 2

Die Finanzierung der Durchfiihrung des Haftlingshilfegesetzes wird neu geregelt.

Fur die Gewahrung von Unterstutzungsleistungen zur Linderung einer Notlage werden in den
Jahren 2007 bis 2009 wie nach der 2005 ausgelaufenen Finanzierungsregelung weiterhin je-
weils 767.000 € bereitgestellt. AulRerdem wird klargestellt, dass (zusétzliche) Einlagen in das
Stiftungsvermdgen zulassig sind. Im Ubrigen stehen der Stiftung fiir die Leistungsgewahrung
weiterhin das restliche Stammkapital, j&hrliche Ertragnisse hieraus und Zuwendungen von
dritter Seite zur Verfligung.

Die Verwaltungskosten der Stiftung werden vollstandig vom Bund getragen.

Zu Artikel 3

Mit AuBerkrafttreten des Heimkehrerstiftungsgesetzes wird das Kriegsfolgenbereinigungsge-
setz, das im Ubrigen keinen eigenen Regelungsgehalt mehr aufweist, gegenstandslos und
kann aufgehoben werden.

Zu Artikel 4

Das Gesetz tber einmalige Finanzhilfen des Bundes an die L&nder im Jahr 1990 ist vollstan-
dig abgewickelt und kann aufgehoben werden.

Zu Artikel 5

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Die gesetzlichen Regelungen des Arti-
kel 1 Nr. 2, Nr. 3 Buchstaben a bis d, Nr. 5, Nr. 6 sowie Nr. 7 kénnen ihrem Inhalt zufolge
erst zum 1. Januar 2008 in Kraft treten, wenn die Heimkehrerstiftung aufgehoben ist. Artikel
3 kann erst mit AuRerkrafttreten des Heimkehrerstiftungsgesetzes in Kraft treten.



	17text.pdf
	17text.pdf
	Artikel 1
	7. § 11 wird aufgehoben.
	8. Nach § 11 wird folgender § 12 angefügt:
	Änderung des Häftlingshilfegesetzes
	Artikel 3
	Aufhebung des Kriegsfolgenbereinigungsgesetzes
	Artikel 4
	Artikel 5
	Inkrafttreten
	Zu Artikel 1
	Zu Artikel 2




